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Was macht die „technische Intelligenz“?
Hofiert und bemißtraut soll sie das SED-System stützen

M it unguten Gefühlen haben die politisch denkenden V er­
ster ¿er sowjetzonalen „Technischen In telligenz“  in diesen 

,/ochen die neue H exen jagd gegen die kommunistischen 
W issenschaftler beobachten dürfen. Sie selbst befanden sich 
zwar nur am Rande dieser Diskussionen, aber die sie umgeben­
den SED-Sekretäre in den Wohngemeinden und Betrieben 
lassen keinen Zweife l daran, daß künftig jedw eder „In te lligenz“ 
zu mißtrauen sei. Rechnet man die Tatsache hinzu, daß gerade 
in den letzten Monaten besonders vie le Vertreter der so bemiß- 
trauten Gesellschaftsschicht nach dem Westen geflohen sind, 
läßt sieh ermessen, daß die übriggebliebenen von den Kommu­
nisten nicht viel echte Freundschaft erwarten dürfen.
E in simples Beispiel mag die

Situation beleuchten: Am  19. F e ­
bruar sprach der Staatssicher­
heitsminister Ernst W ollw eber 
auf einer Belegschaftsversamm­
lung der Ostberliner E lektro- 
apparate -W erke Treptow  und 
anschließend im Ost-Fernseli- 
funk über das Problem  der In ­
telligenz-Flucht nach dem W e­
sten.

E r bezog sich dabei auf zahl­
reiche Abwanderungen gerade 
aus jenem Treptow er Betrieb 
und forderte die dort tätigen 
SED -M itglieder auf, wachsam 
und mißtrauisch diese D inge zu 
verfolgen. Seit jenem Tage ter­
rorisiert die Betriebsparteiorga­
nisation die W issenschaftler und 

enieure des W erkes in einer 
- ..rm, die manchen ernsthaft 
eine W eiterarbeit in  Zweife l 
ziehen ließ. A u f der letzten 
Ostberliner Parteiaktivtagung 
erklärte ein SED-Bezirkssekre- 
tär: „Bei uns werden auch die 
Genossen In telligenzler nicht 
mehr zu Parteileitungssitzungen 
zugelassen! Bei denen wreiß im 
Augenblick keiner, woran man 
mit ihnen ist. V iele Genossen 
schimpfen jetzt, daß man diese 
Leute überhaupt in  die Parte i 
auf genommen h a t!“

Künstlich dramatisiert
Es w äre gerade für die Tech­

nische Intelligenz, wenn man 
diesen B egriff nun .einmal g e l­
ten lassen w ill, w ichtig, sich mit 
den Ursachen einer solchen E in­
stellung zu befassen. Denn ge­
rade diese Leute haben sieh seit

;jeher durch Arbeit und Exper- 
tentum von der Tagespolitik 
fernzuhalten versucht und damit 
auch die Augen vor Dingen ver­
schlossen, die sie besser hätten 
erkennen sollen.

D ie SED befindet sich —  w ie 
auch die kommunistischen P a r­
teien anderer Länder —  seit der 
längst gemilderten Verdammung 
Stalins und seiner Theorien in 
einer Mauserung, der sie nie 
ganz H err geworden ist. Sie hat 
das Schlimmste getan, was eine 
totalitäre Partei tun konnte: 
Sie hat fü r kurze Zeit den Zw ei­
fe l an der Doktrin geduldet! 
Diesen kurzen Augenblick haben 
die bis dahin unter Druck ste­
henden Wissenschaftler und In ­
telligenzler a ller Sparten ge­
nutzt, um der Doktrin den T o ­
desstoß zu versetzen. W as in 
ihren Köpfen  längst als E r­
kenntnis reifte, sie aber niemals 
auszusprechen wagten, das ha­
ben diese Leute in den letzten 
Monaten —  vor allem nach den 
Ereignissen in Polen —  hinaus­
gestoßen. Und es wrar das Un­
glück der SED, daß diese D inge 
logischer und einfacher zu be­
greifen  w ar als die kompliziert 
verw irrte Theorie d^s Stalinis­
mus.

Seit jenem Tage haßt die un­
geistige Funktionärsschicht die­
ser Parte i die Zonenintelligenz, 
auch wenn sich diese in den 
eigenen Reihen befindet. So hat 
man den F a ll Harich —  um den 
immer w ieder die Diskussionen 
kreisen —  künstlich dramati­

siert, damit ein harter K e il 
zwischen die „proletarischen 
Schichten“ der Parte i und die 
„bourgeoisen Intellektuellen“ 
getrieben werden kann.

A lle sind betroffen o

Anfangs glaubten die V ertre­
ter der Technischen Intelligenz, 
daß sie von diesen D ingen nicht 
betroffen seien. Inzwischen aber 
dürfte auch hier die Erkenntnis 
gere ift sein: D ie SED macht 
keine Unterschiede, wenn sie 
Feinde w ittert. D ie Art, w ie  in 
diesen Wochen hervorragende 
Fachkräfte und Ingenieure be­
handelt -werden, wrie man ihre 
einst als großzügiges P r iv ile g  
ausgegebenen Spezial vertrage
stillschweigend zu kassieren 
sucht —  alle Anzeichen deuten 
darauf hin, daß die SED die 
Technische Intelligenz unter be­
sondere Kuratel stellen w ill!

Sie stützt sich dabei auf die 
Tatsache, daß diese In telligenz­
ler in einer Zeit, als die A rb e i­
ter hungern mußten, besonders 
hofiert und begünstigt worden 
sind. E in gew isser Stachel, der 
davon zurückgeblieben ist, 
braucht von der SED nur er­
neut geschärft zu werden, um 
die provozierte Isolierung vo ll­
kommen zu machen. D ie SFD 
kann nicht auskommen ohne c'ie 
Intelligenz, auch wenn diese 
antikommunistisch wäre. Aber 
sie kann jederzeit m it ihr ver­
fahren, w ie es Stalin in den 
Jahren der Moskauer Prozesse 
ta t: Sie physisch oder ■— w ir  
schreiben heute 1957 —  gesell­
schaftlich zu „liquidieren“ , wenn 
man eines Tages ohne sie aus­
zukommen glaubt. Für die In ­
telligenzler w äre dies Grund 
genug, sich zumindest in diesen 
Wochen mehr um die politischen 
Vorgänge zwischen Parte i und 
W issenschaft zu bekümmern, 
ehe’ auch sie ahnungslos in  de*» 
ren Strudel gezogen werden.
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Gute Antwort
D T . Das persönliche Schrei­

ben, m it dem Bundeskanzler 
Adenauer den ihm überm ittel­
ten B rie f -4es sowjetischen M i­
nisterpräsidenten Bulganin be­
antwortet hat, ist höflich, w ür­
d ig  und klar. H ier  äußert sich 
zwischen W ort und Haltung 
eine Übereinstimmung, in  der 
das, was w ir  Moskau bieten, so 
ernst gemeint ist, w ie  das, was 
w ir  von ihm fordern. Dem Bun­
deskanzler ist es w irk lich ernst, 
wenn er den von Bulganin g e ­
äußerten Wunsch nach einer 
Besserung der deutsch-sowje­
tischen Beziehungen bejaht. 
Ebenso aufrichtig aber ist seine 
Feststellung, daß die positive 
K lärung der beiderseitigen Be­
ziehungen nicht getrennt w er­
den kann von der noch unge­
lösten F rage der W iederverein i­
gung Deutschlands. In  solchem 
Geben und Nehmen aus gutem 
Verständigungswillen lie g t  die 
Möglichkeit einer Norm alisie­
rung der deutsch-sowjetischen 
Beziehungen beschlossen.

Der Bundeskanzler beschränkte 
sich auf die starke Hervorhe­
bung dieser Bedeutung des 
deutschen Problem s und wies 
selbstverständlich die sow je­
tische These zurück, daß seine 
Lösung Verhandlungen zwischen 
Bonn und Pankow  erfordere. 
Ausführlicher -wird die Bundes­
regierung auf diese Streitfrage, 
die einer guten Entwicklung 
der deutsch-sowjetischen Be­
ziehungen noch im W ege steht, 
in ihrer fü r Ende M ärz ange­
kündigten Antw ort auf die so-’ 
w jetische N ote vom 22. Oktober 
eingehen. Zu den deutschen 
Wünschen, die einer pflichtge­
mäßen Erfüllung bedürfen, ge­
hört auch die von Adenauer mit 
Nachdruck betonte Notw end ig­
keit einer Durchführung der 
Vereinbarung über die Rück­
führung aller deutschen Staats­
bürger, die noch in der Sow jet­
union gegen ihren W illen  zu­
rückgehalten werden.

D ie Antw ort Adenauers zeigt 
im übrigen manches Entgegen­
kommen in anderen von Bul­
ganin aufgeworfenen Fragen. 
Es lieg t im Interesse beider 
Länder, in konzilianter Form 
über diese Fragen zu verhandeln. 
W ir  haben dabei den Wunsch, 
daß eine Verständigung über 
Fragen  geringeren Banges auch

der Lösung des größeren P ro ­
blems dienen möge, deren Vor­
aussetzungen und Grenzen der 
Bundeskanzler ebenso deutlich 
w ie versöhnlich umrissen hat.

Kein 
Interzonenzoll!

DT. Es galt bisher als selbst­
verständlich, daß die gemein­
same Zollgrenze, die von den 
sechs Staaten der Montanunion 
errichtet werden w ird, wenn 
der Gemeinsame M arkt kommt, 
keineswegs bedeutet, daß die 
Bundesrepublik gegenüber der 
Sowjetzone Zölle erhebt. Der 
Interzonenhandel ist ein B in­
nenhandel und muß es bleiben; 
das hat Außenminister von 
Brentano ausdrücklich bestätigt. 
Es ist die w ichtigste politische 
Bedingung fü r unseren Beitritt 
zum Gemeinsamen M arkt; denn 
w ir  wollen nichts unternehmen, 
was die Verbindungen zur Be­
völkerung der Sowjetzone lok- 
kert. Das schließt nicht aus, 
daß der Interzonenhandel, w ie 
bisher schon, durch entspre­
chende Abmachungen, Kontin ­
gente, Zahlungs verfahren ge­
regelt bleibt.

Jetzt kommt die überraschende 
Meldung, die von der „Frank­
fu rter A llgem einen Zeitung“ 
gestern m itgeteilt wurde, w o­
nach bei den Verhandlungen in 
Brüssel über die Einzelbestim ­
mungen über den Gemeinsamen 
Markt’ von unseren Vertrags­
partnern der Vorschlag gemacht 
worden sei, den gemeinsamen 
Zolltarif der Zollunion auch fü r 
den Interzonenhandel in K ra ft 
zu setzen. Ein solcher Vorschlag 
kann von der Bundesrepublik 
unter keinen Umständen ak­
zeptiert werden. Zolltechnisch, 
das ist zuzugeben, w ird  es 
ein ige Schwierigkeiten geben, 
wenn W aren der Sowjetzone 
nach Westdeutschland zollfrei 
im portiert werden dürfen, aber 
bei einer Direktausfuhr von 
der Sowjetzone nach Holland, 
Frankreich oder Ita lien  verzollt 
werden müssen. D ie Versuchung 
besteht dahn selbstverständlich, 
daß Sowjetzonenware erst nach 
Westdeutschland und von da 
aus zo llfrei nach den übrigen 
Ländern der Zollunion versandt 
w ird. Doch gegen diese Um­
gehung g ib t es Kontrollm ög- 
lichkeiten, nämlich die Ur­
sprungszeugnisse der Wraren.

Dieses Pap ier w ird  sowieso 
kün ftig  eine große B o lle  im 
europäischen Handelsverkehr 
spielen müssen, wenn etwa Eng­
land und Skandinavien einer 
europäischen Freihandelszone 
bei treten werden, ohne auf ihre 
verschiedenen autonomen Zoll­
tarife gegenüber dritten Län ­
dern zu verzichten. Auch dann 
muß verhindert werden, daß 
etw a amerikanische Exporteure 
sich das Land im  Bereich der 
Freihandelszone aussuchen, das 
die niedrigsten Zölle hat, um 
zu versuchen, ihre W aren zo ll­
fre i nach jenen M itgliedsstar 
der Freihandelszone zu sch 
sen, die bei einem Direktimport 
aus USA höhere Zölle erheben 
würden. Es ist led iglich  eine 
technische Aufgabe, m it H ilfe  
von Ursprungszeugnissen einen 
solchen Mißbrauch zu verhin­
dern.

Um  das gleiche Problem  geht 
es im  Interzonenhandel. Auch 
da müssen ein ige technische 
Kontrollen in K a u f genommen 
werden, damit er weiterhin 
zo llfrei funktionieren kann, auch 
wenn die Bundesrepublik M it­
g lied  der europäischen Zoll­
union w ird  D ie europäischen 
Partner, der Zollunion müssen 
einsehen, daß der Interzonen­
handel ein deutscher Binnen­
handel bleiben muß und daß 
ein ige Kontrollen  in K au f zu 
nehmen sind, damit dieses poli­
tisch w ichtige Z iel der deut­
schen P o litik  nicht gefährdet 
wird.

Stumpfe Ideologie
D T. Erstarrung einer Partei 

bedeutet nicht immer nur Gle 
gü ltigkeit oder Selbstzufriea 
heit, sondern auch H ilflosigkeit. 
Das trifft  auf die SED vo ll zu. 
Ih re ideologischen Argumenta­
tionen tönen unverändert, sie 
sind nicht w eiter entwickelt. Es 
ist ihnen je tz t sogar eine g e ­
wisse Verbissenheit anzumer­
ken: krampfhaft w ie unter der 
Devise „nun erst recht“  w ird  
der Marxismus-Leninismus w ei­
ter strapaziert m it seiner längst 
irrea l gewordenen Gegenüber­
stellung von Arbeiterklasse und 
Monopolkapitalismus. D ie SED 
hat es wader theoretisch noch 
praktisch' fertiggebracht, neue 
W ege zu finden oder gar F o rt­
schritte zu erzielen, um daraus 
eine überzeugende Legitim ation



Lieber Leser!
W ir wollen gern wissen, w ie die 
Verteilung unserer Wochenaus- 
gabe in der sowjetischen Be­
satzungszone funktioniert. D ie 
Namen unserer Leser interes­
sieren uns dabei nicht, sondern 
nur die Orte. Deshalb bitten 
w ir  Sie, eine Ansichts- oder 
Postkarte m it falschem Absen­
der, aber m it Angabe der Num­
mer der Ausgabe, auf d ie Sie 
sich beziehen an folgende Adres- 

;u schicken:

Herrn E . B  e g  n 1

Berlin-Tem pelhof 1 
M anfred-v.-Bichtkofen-Str. 2, I I

■ Pa lls Sie den kleinen TA G  
mit der Post erhalten, entfernen 
Sie b itte Ih re Anschrift, nicht 
aber die Marke von dem Brief- 
ufiischlag und schicken Sie ihn 
in  einem anderen Briefumschlag 
an die obige Anschrift.

W ir  danken Ihnen fü r Ihre 
H ilfe .

Keine Einigung über Zivilgefangene
Besprechungen m it dem Sowjetischen Roten Kreus

B erlin  (Ä P/B PÄ ). D er Präsident des Deutschen Roten K reu ­
zes, D r. W eite, is t von seinen Besprechungen m it dem Sow je­
tische® Roten  K reuz nach Deutschland zurückgeisehrt. W eitz 
te ilte  m it, daß es bedauerlicherweise über die Repatriierung 
der deutschen Zivilgefangenen zu keiner E in igung gekommen 
sei, w eil d ie sowjetische Auffassung und die Auffassung der 
deutschen Behörden in  der F rage  der Staatsangehörigkeit w eit 
auseinandergingen. D ie  Besprechungen seien „sehr hart“  ge­
wesen und würden im M ai in  der Bundesrepublik fo rt­
gesetzt werden.
D ie Sowjetunion hat sich aber 

bereit erklärt, E inzelanträge 
von Zivilisten, die nach der 
Bundesrepublik ausreisen möch­
ten, sorg fä ltig  zu prüfen. Es 
handelt sich nach M itteilung von 
Dr. W e itz  dabei um Personen, 
die nach Auffassung der 
Sowjetbehörden sowjetische 
Staatsbürger sind.

Sehr be fried igt ,äußerte sich 
W eitz über die Vereinbarungen 
in  der F rage  verm ißter und 
verschollener deutscher K riegs ­
gefangener. Es sei beschlossen 
worden, durch Austausch der 
gegenseitigen Unterlagen und 
Namenlisten K larheit über das 
Schicksal dieser ehemaligen 
deutschen Soldaten zu schaffen.

Neue Aktion für Soldatengräber
Bevölkerung zur M ithilfe aufgefordert

Kassel (A P/D PA ). Zur M it­
h ilfe  bei der Identifizierung von 
Soldatengräbem  im  Osten und 
Südosten Europas hat der Volks­
bund Deutsche K riegsgräber­
fürsorge die Bevölkerung des 
Bundesgebietes aufgerufen. Er 
b ittet darum, ihm Fotos von 

äbem, Tagebuchaufzeichnun- 
. und Belegungslisten von 

Friedhöfen zu überlassen, so­
w eit sie Soldaten betreifen, die 
nach 1944 in  Rußland, Polen, 
Jugoslawien, Rumänien, Un­
garn, der Tschechoslowakei oder 
in den deutschen Ostgebieten 
gefallen sind.

D ie Sowjetzonenregierung hat, 
w ie Dr. Debus vom  Volksbund 
am Dienstag in  Kassel m it­
teilte, bisher die nach der K a ­
pitulation von den Sowjets be­
schlagnahmte Kriegsgräberkar­
tei noch immer nicht heraus­
gegeben. Auch habe der Volks­
bund bisher noch keine V er­
einbarung über die Pflege von 
Kriegsgräbern im Osten erzie­
len können. Dagegen sei es 
jetzt gelungen, eine Erlaubnis 
zur W iederherstellung von -Grä­

bern verstorbener Kriegsgefan ­
gener ües 1. W eltkrieges auf 
dem Ausländerfriedhof .in Mos­
kau zu erwirken.

Der Volksbund plant im  übri­
gen, durch den deutschen B ot­
schafter in Moskau, Haas, in 
Kürze eine Sammlung von Ph o­
tokopien überreichen zu lassen, 
die Aufnahmen von Grabanlagen 
in  Deutschland gefallener so­
w jetischer Soldaten sowie ge­
storbener russischer und pol­
nischer Arbeiter enthält.

D ie V ertreter des Sowjetischen 
Roten Kreuzes hätten namens 
ihrer R eg ierung versichert, es 
gäbe keine deutschen Staats­
angehörigen in der Sow jet­
union, denen ein Schreibverbot 
au ferlegt sei.

E in gemeinsames Kommuni­
que über die Besprechungen 
konnte nicht ausgearbeitet w er­
den, w e il sich, w ie Dr. W eitz 
sagte, jede Seite weigerte, den 
Entwurf der Gegenpartei zu 
akzeptieren.

Ein Kommunique
Kurz nach dem Eintreffen  der 

deutschen Delegation in  Berlin 
veröffentlichte die sowjetamt- 
iicne Nachrichtenagentur TASS 
das Kommunique des Sow jeti­
schen Roten Kreuzes. Darin 
heißt es, die führenden Vertre­
ter des Sowjetischen Roten 
Kreuzes hätten sich bereit er­
klärt, bei der Rückführung 
deutscher Staatsbürger und 
staatenloser Personen deutscher 
Nationalität, die nach der Bun­
desrepublik ausreisen wollen, 
zu helfen. Dr. W eitz  habe sei­
nerseits zugesagt, den Sow jet­
bürgern, die im  zweiten W e lt­
krieg  auf das Gebiet der Bun­
desrepublik verschlagen w or­
den seien, zu helfen, wenn sie 
in die Sowjetunion zurückkeh­
ren wollten.

Tiefstand der Arbeitslosigkeit
Niedrigste Februar-Ziffern seit Kriegsende

Nürnberg (A P ). D ie Zahl der 
Arbeitslosen im  Bundesgebiet 
hat sich im Februar um rund 
365 000 auf 1,1 M ill. vermindert 
und damit den bisher tiefsten 
Februarstand seit Kriegsende 
erreicht. D ie ungewöhnlich frühe 
Saisonwende auf dem Arbeits­
markt ist nach M itteilung der 
Bundesanstalt für Arbeitsver­
m ittlung und Arbeitslosenver­
sicherung auf die müde W itte- 
rnna des Monats zurückzufüh­

ren, die eine Aufnahme der 
Hochbautätigkeit w ieder ermög­
lichte. Led ig lich  Tiefbauarbeiten 
liefen in folge von Bodenfrösten 
und Überschwemmungen nur 
zögernd an.

D ie Zahl der unbesetzten A r­
beitsstellen im Bundesgebiet 
hat sich im Monat Februar um 
rund 50 000 auf 209 000 erhöht. 
Für März w ird  ein weiterer er­
heblicher Rückgang erwartet.



Bauern lehnen sich auf
Freie Marktwirtschaft in der Zone gefordert

Berlin  (BPA/Eigenmeldung). Der W iderstand der Sow jet- 
zonen-Bevölkerung gegen  die Po litik  der SED nimmt ständig 
an H eftigkeit zu. W ie  je tz t bekannt w ird , haben Bauern im 
Bezirk Gera „F reiheit und fre ie  M arktwirtschaft“  gefordert. 
Nach einem Bericht der kommunistischen „Volkswaeht“ ging 
die Empörung der Bauern gegen die Eandwirtscliafts-Politik 
der Pankower Begierung so weit, daß man in Reudnitz die 
Maschinen der Masehinen-Traktorenstation verteilen -wollte. 
„Bauern aus Naitschau w ollten sie gleich holen“ , berichtet die 
„Volkswaeht“ . In  anderen D örfern hätten sich Bauern gegen 
den „russischen Sozialismus“ ausgesprochen.

D ie Bestrebungen der Land­
bevölkerung richten sich w eit­
gehend auf eine Revision der 
kommunistischen Kolchosen­
w irtschaft.

In  einem Ort —  so fährt die 
SED-Zeitung fort — habe man 
„neue Formen der landw irt­
schaftlichen Produktions-Genos­
senschaften gesucht, w eil die 
jetz igen  nichts taugen“ . In  Zeu­
lenroda sei in einer öffentlichen 
Versammlung gefordert w or­
den: „Gebt den Bauern die
Freiheit und beseitigt die D ik­
tatur. damit w ir  fre i unserer 
A rbeit nachgehen können.“

M it Trampeln und P fe ifen  ga­
ben die Teilnehmer einer Bau­
ernversammlung in A ltm ittweida 
(Bezirk Chemnitz) ihre gegen­
teilige Ansicht kund, als ein 
Funktionär die angeblich über­
aus schlechte La ge  der Bauern 
im  Bundesgebiet schildern w o ll­
te, Bauern aus mehreren O rt­
schaften nahmen an dieser V er­
sammlung teil. A ls der Funk­
tionär auf die Lage  der w est­
deutschen Landbevölkerung zu 
sprechen kam, „begannen reak­
tionäre Elemente zu krakeelen 
und zu trampeln, ja , sogar T r il­
lerp feifen  waren zur Stelle“ .

Budapest (AP/D PA). D ie un­
garische Regierung hat die 
Überwachung der westlichen 
Botschaften in Budapest durch 
die ungarische Po lize i verstärkt. 
Besonders scharf kontrolliert 
w ird  die österreichische Ge­
sandtschaft. D ie Po lize i hielt 
sogar den österreichischen Ge­
sandten Peinsipp und seine 
Frau an und forderten sie auf, 
das Gebiet um die Botschaft, 
das jetzt „militärische Sperr­
zone“ sei, zu verlassen.

Das der Gesandschaft gegen­
überliegende Haus wurde nach

Die „Volkswaeht" empört sich 
darüber, daß „keiner aufgestan­
den ist und den Maulhelden und 
Trampelbrüdern auf gebührliche 
W eise geantwortet hat“ .

Moskau (AP/D PA ). Der pol­
nische Außenminister Rapacki 
ist zu Grenzverhandlungen m it 
der sowjetischen Regierung in 
Moskau eingetroffen. Nach einer 
amtlichen polnischen M itteilung 
soll ein Abkommen über die 
M arkierung der „polnisch-so­
wjetischen Staatsgrenze, an der 
Ostsee“ unterzeichnet werden. 
W ie  der sowjetische Außen­
minister Gromyko m itteilte, soll 
auch die künftige Gestaltung 
der sowjetischen Po litik  gegen­
über Deutschland besprochen 
werden.

Aus der polnischen M itteilung 
geht nicht hervor, ob über den 
gesamten Verlauf der polnisch­
sowjetischen Grenze in Ostpreu­
ßen oder nur um das Stück die­
ser Grenze an der Ostsee ver­
handelt werden soll. D ie pol­
nisch-sowjetische Grenze in Ost-

Ausweisung der M ieter von der 
Po lize i besetzt. A lle  Personen, 
die die österreichische Gesandt­
schaft verlassen, werden in die­
sem Hause zunächst vernommen 
und dann in Lastwagen ab­
transportiert.

Nach einer’ amtlichen Ankün­
digung werden die Sonderge­
richte in Ungarn „bis zur W ie ­
derherstellung der Ordnung“ 
Weiterarbeiten. D ie Sonderge­
richte hatten in den vergange­
nen Wochen zahlreiche „K on ­
terrevolutionäre“ zu Todes- bzw. 
Freiheitsstrafen verurteilt.

Neue Schießvorschriit
Fulda (A P ). Bei einer Be­

sprechung an der Zonengrenze 
teilten  Vopo-O ffiziere dem Ful- 
daer Oberstaatsanwalt m it, daß 
die Schießvorschrift fü r die 
Volkspolizei geändert worden 
sei. D ie Volkspolizei dürfe so­
fo rt ohne Anruf und Warnschuß 
zielen und schießen.

Diese Änderung sei. nach dem 
M ord an dem 24jährigen V o lk s­
polizisten W aldemar Estel am 
3. September 1956 an der Zonen­
grenze bei Rasdorf (K re is H  
fe ld ) durch einen Spanier 
fo lgt.

preußen w ar 1945 auf der Po ts­
damer Konferenz festgelegt 
worden. Sie trennt Ostpreußen 
in einen unter sowjetischer V er­
waltung stehenden nördlichen 
und einen unter polnischer V er­
waltung stehenden südlichen 
Teil.

Warschau (A P ). Der kommu­
nistische Parteitheoretiker W o- 
licki ist aus der Redaktion des 
polnischen KP-O rgans „Trjbuna 
Ludu“ ausgeschieden; das Se­
kretariat des Zentralkomitees 
hatte in der vergangenen Woche 
bemängelt, daß die Zeitung im 
allgemeinen- nicht die Parte i­
linie w iedergebe und in einigen 
Fällen  sogar A rtike l veröffent­
licht habe, die in direktem W i­
derspruch zur Parteiauffassung 
stünden. Aus Protest gegen 
diese Einmischung ist W olicki 
zurückgetreten. W ie  es he’’ 
wollen sechs weitere Reda 
tionsm itglieder seinem Beispiel 
fo lgen.

Darüber hinaus soll sich der 
Protest der Redakteure gegen 
das W iedererstarken der Stali­
nisten in der Partei, die soge­
nannte Natolin-Gruppe, richten.

Flüchtlingsstrom stockt
W ien  (AP).. Zum erstenmal 

seit Beginn des ungarischen 
Volksaufstandes ist es am F re i­
tag keinem F lüchtling mehr ge­
lungen, die Grenze aus Ungarn 
nach Österreich zu überschrei­
ten. Seit der sowjetischen In ­
tervention in Ungarn haben 
bisher etwa 200 000 Einwohner 
das Land verlassen.

Iiadar bespitzelt West-Botschaften
Zwischenfall um Österreichs Gesandten

Geheimverhandlung in Moskau
Es geht um Ostpreußen — Polen kämpft gegen Stalinisten



So sind sie wirklich t

Der „Gewerbeoberiehrer“ im Staatskabinett
Seit dem 28. Februar besitzt 

die ' Sowjetzone einen neuen 
„Staatssekretär fü r das Hoch­
schulwesen“ ; Dr. W ilhelm  G ir­
nus, bisher 1. Sekretär des 
„Ausschuß für Deutsche Einheit“ 
beim Nationalrat der Nationalen 
Front. Gegangen ist dafür der 
54jährige P ro f. Dr. Gerhard Ha- 
rig , ein Mann, der auch als 
Kommunist noch versucht hatte, 
die Situation an den sowjetzo- 
r n Universitäten aus der gei-
L jn  M aterie heraus zu ver­
stehen.

W er aber ist nun dieser Gir- 
nus, von dein U lbricht auf einer 
Kollegium ssitzung des Staatsse­
kretariats sagte : „Ich bin über­
zeugt, der Genosse Girnus w ird 
die Unruhestifter an unseren 
sozialistischen Hochschulen 
b litzartig  entfernen !“ ... .?

Beinahe Künstler geworden

Girnus ist an diesem 17. Ja­
nuar 51 Jahre alt geworden. In  
Allenstein als Sohn eines Gym­
nasiallehrers geboren, studierte 
er in Breslau, Kön igsberg  und 
Paris. E r ist ein „Beinahe- 
Künstler“ , um ihn zu verstehen, 
muß ^man die ohnmächtige 
Trauer um dieses „Beinahe- 
Schicksal“ ganz erfassen. Kunst­
maler w ollte er werden, doch 
die ostpreußische Steifheit und 
eine geistige Pedanterie vertrie­
ben ihn aus dem Paradies der 
Pariser Bohémiens. E r ging 
nach Deutschland zurück, um — 
Kunst- und Zeichenlehrer an 

^r Gewerbeoberschule zu 
den.

Dieses Berufs-Fluidum hat er 
niemals mehr abzulegen ver­
mocht. E r ist „Gewerbeober­
lehrer“ geblieben, ob in der K P , 
im  SED-Zentralkomitee oder im 
Kabinettsrang eines Staatssekre­
tärs. 1929 kam er —  selbst seine 
Genossen vermögen, sich kein 
M otiv zu erklären — in die K P D  
und in die kommunistische Stu­
dentenbewegung der Vornazi­
zeit. 1933 g in g  er fü r kurze Zeit 
in die Illega litä t und kam, als 
ihn niemand verfolgte, -wieder 
in seinen alten Beruf. 1935 hol­
te ihn die Gestapo ins KZ, w eil 
man in ihm den L e iter  einer 
W iderstandsgruppe vermutete. 
D ie Parteibiogräphie setzt sich

DR. WILHELM GIRNUS
m it diesem Punkt nicht ausein­
ander. Aber es ist zu unwahr­
scheinlich, daß der Gewerbeober­
lehrer W iderstands-M eriten be­
sitzt.

Der W eg zum Funktionär
Die Tatsache, daß Girnus neun 

lange Jahre in der Umgebung 
gefangener Kommunistenführer 
saß, qualifizierte ihn 1945 für 
die Laufbaiin des Funktionärs. 
In  Berlin wurde er Dezernent 
in der Verwaltung für Volksbil­
dung, dann, ,1946, fü r drei Jahre 
Intendant des kommunistischen 
„Berliner Rundfunks“ in der 
Masurenallee. A ls die SED ihren 
Chefredakteur L ex  Ende ideo­
logischer und Em igrations-Ver­
irrungen bezichtigte, kam G ir­
nus in das „Neue Deutschland“ . 
Als fü r die Kulturpolitik  ver­
antwortlicher Chefredakteur ent­
wickelte er sieh zum kleinen 
„Kulturpapst“ des Regimes, hier 
versuchte er die Enttäuschung 
über seine eigene verunglückte 
Laufbahn an den SED-KUnst- 
lern abzureagieren.

Höhepunkt dieses Strebens 
w ar Girnus' Tätigkeit in  der 
„Staatlichen Kunstkommission“ 
von 1951—1954. E r entwickelte 
eine eigene Theorie des „sozia­
listischen Realismus“ , vor der 
Stalin m it seinen verwandten 
Ambitionen beschämt hätte in 
den Schatten treten dürfen. Zum 
Glück g ing der alte Mann in 
Moskau während dieser Zeit sei­
nem Ende entgegen und die 
SED merkte erst viel später, 
daß ihr Gewerbeoberlehrer 
einen himmelschreienden Unsinn 
zusammentheoretisiert hatte. Am
7. Januar 1954 machte das SED- 
Zentralkomitee dem Spuk ein 
Ende, die „Staatliche Kunst­
kommission" wurde nach anhal­
tenden Protesten der ihr Unter­
worfenen aufgelöst und ihre 
Aufgaben übernahm Johannes 
R . Bechers „M inisterium  für 
Ku ltur“ .

„Kunst ist, wenn man . .

Girnus aber kam als Chef der 
Abt. „Schöne L iteratur und 
Kunst“ ins Zentralkomitee der 
SED. Er ließ „schöne Bücher“

entstehen, die Nationalpreis- 
Verleihungen dieser Zeit bewie­
sen es. „Kunst ist“ , erklärte er 
einmal Parteihochschülern, 
„wenn man sich darüber freut 
und hinterher politisch gebildet 
fü h lt!“  So einfach war das da­
mals, jedenfalls bis zum A pril 
1955. Dann hatte man auch im 
Z K  den Gewerbeoberlehrer zur 
Genüge genossen und schob ihn 
auf einen Posten ab. auf dem 
mangels Daseinsberechtigung 
wirklich nichts mehr zu verder­
ben w ar: Girnus wurde Sekre­
tär des „Ausschuß fü r Deutsche 
Einheit“ , der er dann bis zu sei­
ner jüngsten Ernennung geb lie­
ben ist.

Mühevolle „K leinarbeit“
Seiner In itiative haben die 

Kommunisten die Existenz von 
insgesamt acht verschiedenen 
Kulturkommissionen zu verdan­
ken, die seither im Stillen und 
Verborgenen um die kommuni­
stische Einheit Deutschlands 
buhlen. In  mühevoller K le in ­
arbeit entwickelte der. Gewerbe­
oberlehrer im Staatssekretärs­
rang (der „Ausschuß für Deut­
sche Einheit“ ist einem Staats­
sekretariat gleichgestellt!) „ge­
samtdeutsche Briefmarken­
freundschaften, B riefzirkel und 
Kultur-Sympathien, die zumeist 
recht einseitig gehlieben sind. 
A ls er je tzt abberufen wurde, 
gingen seine Nachfolger aufat­
mend daran, das Girnussche 
W erk unblutig w ieder aufzu­
lösen.

Man mag sich fragen : Was 
soll dieser Girnus als Staats­
sekretär für Hochschulwesen, 
an einem Brennpunkt des in­
nenpolitischen Geschehens, der 
aus kommunistischer Sicht einen 
„ganzen Mann“ verlangte. G ir­
nus ist dieser „ganze Mann“ für 
die SED! Er ist es, w eil er un­
beeinflußt von der Materie, und 
ohne Skrupel jene verhängnis­
vollen Richtlinien in die Tat 
umsetzen wird, mit denen U l-  
bricht die Frage der Nachwuchs- 
Intelligenz lösen möchte. A lle  
Torheiten, die nun geschehen, 
müssen auch auf das Konto 
Girnus’ umgelegt werden.'. Stu­
denten und Professoren aber 
haben von dem „Gewerbeober­
lehrer“ des ZK  wenig Gutes zu 
erwarten.



„Wie schnell sind zwei Jährchen . . .“
Militante Lyrik  im Dienste sowjetzonaler Rekruten Werbung

Seit dem 30. Plenum des SED- 
Zentralkomitees —  vor nunmehr 
fünf Wochen —  gehört d ie Re- 
fcrutenwerbung w ieder zu den 
Obliegenheiten der Parte i- und 
F D J  - Organisationen in  der 
Zone. Eine entsprechende Bede 
des ehemaligen FDJ-Chefs und 
heutigen W ehrexperten der 
SED, Erich Honecker, hatte 
diese Aktion  eingeleitet. Ein 
Millionenfonds des Ministerums 
fü r Nationale Verteid igung soll 
nunmehr helfen, m it den M it­
teln zeitgemäßer W erbung die 
passenden Jahrgänge in  die K a ­
sernen zu bekommen.

An der Spitze dieses Mühens 
steht der nimistermms-eigene 
Verläg, dem mehr als 500 O ffi­
ziere als ständige und pauschal 
bezahlte M itarbeiter angehören. 
Aus dem Schriftstellerverband 
und aus der Truppe heraus soli 
eine wehrfördernde L y r ik  und 
L iteratu r entstehen, deren E r­
zeugnisse in  der R egel doppelt 
so hoch bezahlt werden w ie  die 
schöngeistige Produktion tradi­
tioneller Ostberliner Buch­
verlage.

„ L i e b e  i s t -  n i c h t  s c h ä d l i c h ! “  

Da sich immerhin bekannte 
Schriftsteller und Nachwuchs­
dichter an diesem W ettbewerb 
um m inisterielle Honorare be­
mühen, laufen die zahlreich ent­
standenen L ieder, Balladen und 
Bühnenstücke meist ohne den 
Namen des Autors. So auch das 
zur Zeit meistgesungenste L ied  
m it dem T ite l: „L iebe ist nicht 
schädlich!" unter der R eg ister­
nummer 198/56:

„Das B ild zeig t ihn stolz bei 
der Fahne; / G efreiter und 
strahlend vor Glück. / Er 
schickte dies B ild  seinem M äd­
chen / und schrieb, ich denk’ 
oftmals zurück. / Sie dachte zu­
rück an den Abschied: / W ie  
seine Harmonika klang! / Die 
Bässe nur klagten und seufz­
ten; I doch fröhlichen Mutes er 
sang: / Du weißt ja, du H erz­
allerliebste, / ich lasse dich nun 
nimmermehr! / W ie schnell sind 
zwei Jährchen vergangen. / 
Drum nimm nicht die Trennung 
zu schwer! / Du Liebste, du 
Liebste — / drum nimm nicht 
die Trennung zu schwer!“ .

Das L ied  endet m it einem Ge­
neral, der auf den Gefreiten Z u ­

tritt und ihm „lächelnd, humor­
vo ll befahl“ :

„S ie fahren auf Urlaub, Ge­
fre ite r! I Sie schreiben dem 
Bräutchen sofort . . .  / Die
L ieb e  is t w irk lich nicht schäd­
lich; / das Gegenteil stimmt, 
auf mein W o r t !“ Nun endlich 
läßt der G efreite die bis dahin 
kram pfhaft festgehaltene Fahne 
Fahne sein und eilt zum Bräut­
chen, das ihn —  w eil es in  der 
D D R  lebt —  nach jedem  L ie - 
besseufzer ermahnt: „Vergiß '
m ir die Fahne n icht!“

D ie W erbe-Slogans, fü r die 
im  Pauschalsatz des V erteid i­
gungs-Verlages 200 Ostmark ge- 
zahl werden, sind von solcher 
A rt : „W er  den Frieden  w ill er­
halten, h ilft  unser Banner m it­
en tfa lten !“  Dazu ein M Pi-be- 
waffneter Nationalarm ist, der 
sich verzw eife lt eine total ver­
hedderte Fahne zu entwirren 
bemüht. Oder: „Zw ei Jahre g ib t 
die Braut dir Zeit, zu tragen 
unser Ehrenkleid !“ Im  H in ter­
grund: Glückselige FDJ-M aid 
schiebt uniform ierten Natur­
burschen aufatmend auf ein 
Lastauto, das ihn gleich m it 
einem Dutzend stupid drein-

Der bisher rund tausendmal 
aufgeführte Werbe-Sketch pas­
senden Genres beinhaltet: „M ut­
ter sitzt weinend am Ofen und 
beschwört Sohn, nicht zum M i­
litär zu gehen. Im  Hintergrund 
Super-Großfoto von gefallenem 
Vater, im Stahlhelm m it Trau­
errand. Türklingel. B riefträger 
kommt, hinterläßt B rie f aus 
Westdeutschland. M utter liest

„Anfällig“ für Religion
Berlin (epd). D ie „A n fä llig ­

keit“ der sowjetischen Jugend 
fü r relig iöse D inge bedauert 
das in Moskau erscheinende 
o ffiz ie lle  B latt der kommunisti­
schen Jugend „Komsomolskaja 
Praw da“. A ls Beweis dafür w ird  
eine Leserzuschrift aus Stalino 
zitiert. Der Schreiber meint, die 
Geistlichen hätten gelernt, ihre 
Arbeitsmethoden den Verhält­
nissen in Rußland anzupassen. 
Ih r Kam pf um die Herzen der 
kommunistischen Jugend sei 
keinesfalls aussichtslos.

S S D,  herhören!
Der kleine TA G  w ird  ver­

sandt und verteilt ohne 
Rücksicht auf die politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Empfänger 
sogar besonders beliebt, 
denn sie haben es nötiger 
als andere, d ie Wahrheit zu 
erfahren. W er Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
w ird, kann den kleinen TA G  
also ruhig bei der Polir 
oder beim Bürgerm eistt 
amt oder bei seiner Dienst­
stelle abgeben. Übrigens 
w ird  er auch dort gern 
gelesen.

Herausgeber: Deutschland-Ver­
la g  GmbH., Berlin-Tem pelhof 1, 
Manfred-von-Richthofen-Str. 2. 
Druck: W . Büxenstein, GmbH.

schauender Kameraden davon­
zutragen verspricht. Dafür w er­
den die P lakate auch nur im 
Pauschalvertrag von der W erbe­
firma DE W A G  ausgeliefert und, 
w ie die D E  W A G  sagt, „unter- 
bezahlt".

vor, was Onkel H ugo schreibt: 
B lutrünstige SS-Offiziere schin­
den in  Bundesrepublik m inder­
jäh rige Patrioten fü r Einsatz 
gegen D DR. Atomkanonen auf 
H interhöfen und neue W ehr­
macht gut getarnt in  dich 
W äldern Süddeutschlands! A  
schrei von M utter: Das habe ich 
nicht gewußt! Packt Sohn, der 
nicht weiß, w ie ihm geschieht, 
bringt ihn selbst zum Genossen 
Rekrutierungs - O ffizier: Ich
übergebe Euch mein B estes! 
DFD-Frauen umringen begei­
stert Mutter, alles zieht ab hin­
ter Bühne . . .“

Nun wundert sich die SED, 
warum die Sache nicht läuft. Im  
A pril beginnen einige Entlas­
sungen und Ausmusterungen in 
der Armee, und die Rekrutie­
rungsstellen bleiben leer. Im ­
merhin — von den v ier M il­
lionen, die das Ministerium für 
die Kampagne geopfert hat, 
sind erst drei verpulvert. Nun 
hoffen sie dort auf die W irk ­
samkeit des Restes . . .

Heldenm utter 1957
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fü r die Zukunft abzuleiten. W er 
• Zentralorgan liest —  w er 
A  es überhaupt noch in  der 

Zone? —  w ird  sich einer D ik ­
tion, einer Argumentation und 
D ialektik gegenüber sehen, die 
in  die heutige Zeit genauso 
w en ig paßt, w ie  in die Vergan­
genheit —  die „Frühzeit“ des 
Marxismus m öglicherweise aus­
genommen. E in Funktionär, der 
nichts besitzt als eine starre, 
eingetrichterte, pseudowissen­
schaftliche Ideolog ie muß un­
elastisch sein und kommt m it 
den sich rapide verändernden 
politischen, w irtschaftlichen und 
sozialen Bedingungen einfach 
nicht mit.

D er Mangel an wirklichem 
Rüstzeug trifft die SED-Funk­
tionäre am stärksten. Sie w ur­
den zumeist schon im  kommu­

nistischen Jugendverband fü r 
die Parteikarriere dogmatisch 
„geschult“ . Sie stehen heute auf 
ihrem Posten m it dem H alb­
wissen und Falsch wissen der Nur- 
Parteifunktionäre. W as ihnen 
eingedrjllt wurde, ist längst 
h in fällig  geworden. A ber sie 
können und "wissen nichts ande­
res als d ie alten Verse und 
Phrasen. K a rl Schirdewan, 
enger Freund Ulbrichts und Po­
litbüro-M itglied, gab sich so­
eben in  einer großangelegten 
Rede in  Eisenach als ein sol­
cher T y p  zu erkennen. E iest 
man im  „Neuen Deutschland“ 
diese Rede nach, so kann man 
nur kopfschüttelnd zur Kennt­
nis nehmen, w ie dort versucht 
w ird , den Gemeinsamen M arkt 
Westeuropas „marxistisch-leni­
nistisch“ zu durchleuchten, w ie' 
nämlich das ganze auswendig 
gelernte Vokabular des theore­

tischen Kommunismus einge­
setzt w ird, um die P rim itiv itä t 
der lapidaren Behauptung zu 
verschleiern, daß der Gemein­
same M arkt w ieder einmal 
nichts anderes bedeutet, als 
Ausbeutung der Arbeiterklasse 
durch die Monopolkapitalisten.

Eine Diskussion läßt sich auf 
dieser Basis längst nicht mehr 
führen. D ie  D ia lektik  der SED 
hat zudem jeglichen Reiz 
sprachlicher Auseinandersetzung 
verloren. W iederkauender
Stumpfsinn gähnt aus den Spal­
ten der Ostpresse, sofern es 
sich um die langen Grundsatz- 
ausführungen handelt; die ab­
gekratzt© Langspielp latte von 
der Offensive der Arbeiterklasse 
in  Westdeutschland muß immer 
w ieder herhalten. Entweder, die 
Funktionäre leben w irk lich in 
traum fem en Illusionen, oder 
sie müssen sich ihrer eigenen 
Unzulänglichkeit und der Aus­
sichtslosigkeit ih re « Planens 
und Beginnens vo ll bewußt sein.

„Holi den Genossen Lcmdwirisehafis- 
minisier ! Warum gelingt uns das nicht?!"

„Natürlich is mir nich kalt, aber wie soll 
man denn den .Tag der Volksarmee' 

aushalien?!"



B IL D E R  D E R  W O C H E : O ben : Ü b e ra ll g ib t es A pp lau s, w en n  de r B u n deskanzler in  

se inem  U rlau bso rt C adenabb ia  am  Corner S ee sp azieren  geh t. L in k s  vo n  ih m : se ine 

T och ter L o t te  M u lthaupt, rechts: T och ter L ib e th  W ehrhan . —  U n ten : U lb rich t, als 

„ tä to w ie r te  R o se " im  K ö ln e r  K a rn eva ls zu g . L e id e r  läß t sich der a u f seinen  L e ib  

tä to w ie r te  S ta lin  vo n  den ihn  u m gebenden  Ä rz te n  doch nicht so schnell en tfernen .


